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Dresdner Bank (Schweiz) AG, Zürich

Die Höhe des absoluten Steuersatzes
ist in Deutschland – wie auch in ande-
ren Ländern – nur einer von mehreren
Faktoren für die Ermittlung der tat-
sächlichen Steuerbelastung. So wer-
den z.B. bestimmte Wirtschaftsgüter
aufgrund von Bewertungsvorschriften
in gewissen Konstellationen privile-
giert behandelt, mit der Folge, dass der
Steuersatz auf einer gegenüber dem
Verkehrswert geringeren Bemessungs-
grundlage angewandt wird. Eine der-
artige Bevorzugung erfährt grundsätz-
lich insbesondere die Übertragung von
Betriebsvermögen von Todes wegen
oder im Wege der vorweggenomme-
nen Erbfolge.

Wird nun inländisches Betriebsver-
mögen von Todes wegen oder im Wege

der vorweggenommenen Erbfolge über-
tragen, so gewährt § 13 a Erbschaft-
steuergesetz (ErbStG) neben dem all-
gemeinen Freibetrag des § 16 ErbStG
einen weiteren besonderen Freibetrag
von 225’000 Euro, wenn es sich dabei
u.a. um den Übergang eines ganzen
Gewerbebetriebes, eines Teilbetriebes
oder um die Beteiligung an einer Per-
sonengesellschaft handelt und gewisse
weitere Voraussetzungen erfüllt sind.
Der nach Abzug des Freibetrages ver-
bleibende Wert ist zudem lediglich mit
65% anzusetzen, wobei dieser Bewer-
tungsabschlag auch ausserhalb des Er-
werbes von Todes wegen oder im Wege
der vorweggenommenen Erbfolge in
Anspruch genommen werden kann.
Sowohl der Freibetrag als auch der Be-
wertungsabschlag gelten ebenfalls bei
der Übertragung von land- und forst-
wirtschaftlichem Vermögen und bei
Anteilen an inländischen Kapital-
gesellschaften, an denen der Erblasser
bzw. Schenker zu mehr als 25% betei-
ligt war.

In Fällen, in denen die in § 15 I
ErbStG normierten verwandtschaft-
lichen Beziehungen nicht gegeben
sind und die günstigste Steuerklasse I
somit nicht zur Anwendung gelangt,
greift darüber hinaus noch die Vergün-
stigung des § 19 a ErbStG, die sog.
Tarifbegrenzung, nach welcher der Er-
werb von Betriebsvermögen zu 88%
den Steuersätzen der Steuerklasse I
unterliegt. Auch diese Vergünstigung
ist nicht an das Vorliegen eines Er-
werbs von Todes wegen oder im Wege
der vorweggenommenen Erbfolge ge-
bunden, sondern greift auch bei ande-
ren Schenkungen unter Lebenden.

Die vorgenannten Privilegierungen
von Anteilsübergängen kommen nicht

nur bei «echten» produzierenden Ge-
werbebetrieben oder Gewerbebetrie-
ben qua Gewerbesteuergesetz (u.a. Ka-
pitalgesellschaften), sondern auch bei
sog. gewerblich geprägten Personen-
gesellschaften im Sinn des § 15 III Nr.
2 Einkommensteuergesetz (EStG) zur
Anwendung. Diese Gesellschaften
führen keine gewerbliche Unterneh-
mung im Sinne des § 15 I Nr. 1 EStG
und haben ausschliesslich eine oder
mehrere Kapitalgesellschaften (oder
diesen in § 15 III Nr. 2 S. 2 EStG
gleichgestellte gewerblich geprägte
Personengesellschaften) als persönlich
haftende Gesellschafter, die (oder ge-
sellschaftsfremde Dritte) auch zu-
gleich zur Geschäftsführung befugt
sind. Diese Tatbestandsvoraussetzun-
gen machen deutlich, dass die Unter-
nehmensgründer es in der Hand haben,
ob sie eine derartige Rechtsfolge wün-
schen oder ob sie, beispielsweise
durch die Ernennung eines Komman-
ditisten zum Geschäftsführer der Ge-
sellschaft, keine gewerbliche Prägung
ihrer Gesellschaft erreichen wollen.

Regelmässig handelt es sich bei
dieser gewerblich geprägten Personen-
gesellschaft um eine GmbH & Co KG,
also um eine Kommanditgesellschaft,
bei der die GmbH Komplementärin ist.

Die Idee ist nun, Privatvermögen in
eine solche GmbH & Co KG (oder
eine GmbH, an welcher der Einbrin-
gende mehr als 25% hält) einzubrin-
gen und damit (notwendiges gewerbli-
ches) Betriebsvermögen zu kreieren,
um die genannten erbschafts- und
schenkungssteuerlichen Vorteile in
Anspruch nehmen zu können. Denn
die Anteile an einer gewerblich ge-
prägten Personengesellschaft profitie-
ren aufgrund der Verweisungskette der
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§§ 13 a IV Nr. 1, 12 V ErbStG i.V.m. §
97 I Nr. 5 Bewertungsgesetz – im
Gegensatz zu rein vermögensverwal-
tenden Personengesellschaften –  von
den Begünstigungen für Betriebsver-
mögen.

Es ist auch denkbar, nur Wertpa-
piere in die Gesellschaft einzubringen.
Gerade in diesen Fällen – aber auch
wenn beispielsweise vermietete
Grundstücke eingebracht werden –
kann man von einer vermögensverwal-
tenden GmbH bzw. GmbH & Co KG
oder einem Familienpool sprechen.
Welche Gesellschaftsform zu wählen
ist, hängt insbesondere von der Art des
einzubringenden Vermögens ab. 

Dabei ist zu beachten, dass sowohl
die GmbH als Kapitalgesellschaft als
auch die GmbH & Co KG als Perso-
nengesellschaft der laufenden Be-
steuerung in Form der Gewerbesteuer,
die GmbH auch der Körperschaftsteuer,
unterliegen. Allerdings stellt die Ge-
werbesteuer durch die Anrechnungs-
möglichkeit des § 35 EStG bei priva-
ten Anlegern häufig keine wirtschaftli-
che Belastung mehr dar, und die
GmbH als Komplementärin wird in ih-
rer typischen Rolle als nicht an der KG
vermögensmässig Beteiligte ausser ei-
nem Auslagenersatz und einer Vergü-
tung für die Übernahme des Haftungs-
risikos kein Einkommen erzielen.

Aufgrund der Tatsache, dass für
eine derartige Gestaltung erhebliche
aussersteuerliche Gründe, wie z.B. die
Kontinuität der Verwaltung des Ver-
mögens, bestehen, sie auf Dauer ange-
legt ist und auch Grundprinzipien des
nationalen Steuerrechts nutzt, dürfte
sie regelmässig nicht mit § 42 der Ab-
gabenordnung  (Missbrauch von recht-
lichen Gestaltungsmöglichkeiten) in
Konflikt geraten. Trotz der Intention,
die Gesellschaft auf Dauer zu führen,
ist es auch durchaus möglich, aus dem
Betriebsvermögen wieder Privatver-
mögen zu machen. Vor Ablauf einer
fünfjährigen Behaltensfrist allerdings
fallen der Freibetrag, der Bewertungs-
abschlag und ggf. auch der Entla-
stungsbetrag mit Wirkung für die Ver-
gangenheit weg. Nach diesem Zeit-
raum jedoch kann der Beschenkte bzw.
Erbe diesen Weg zurückgehen, § 42
Abgabenordnung dürfte dem regel-
mässig nicht entgegenstehen. Aller-
dings ist dabei die Problematik der Auf-
deckung stiller Reserven zu beachten.

Das deutsche Bundesverfassungs-
gericht überprüft derzeit aufgrund
einer Vorlage des Bundesfinanzhofes
einen Teil des Erbschaft- und Schen-
kungsteuergesetzes auf seine Verfas-
sungskonformität. Auch die Privile-
gierung des Betriebsvermögens steht
dabei zur Diskussion. Es ist davon aus-

zugehen, dass nach dem Richterspruch
der Gesetzgeber das Erbschaft- und
Schenkungsteuergesetz rasch – wenn
auch vielleicht mit Übergangsfristen –
anpassen wird. Ob und ggf. in welcher
Form dann die derzeitigen Vergünsti-
gungen noch Bestand haben werden,
ist unklar, so dass für denjenigen, wel-
cher die geltenden Regelungen in An-
spruch nehmen möchte, ein zeitnaher
Handlungsbedarf besteht. Gegen diese
weiterhin bestehende Handlungsmög-
lichkeit spricht nicht, dass schon diese
Vorlage des Bundesfinanzhofes dazu
geführt hatte, dass seit 2001 alle be-
troffenen Schenkungsteuerbescheide
vorläufig ergehen. Denn selbst bei ei-
ner Entscheidung gegen die Fortfüh-
rung der genannten Privilegien rechnet
niemand ernsthaft mit rückwirkenden
Steuererhöhungen.

Aufgrund der Komplexität der
Materie ist jedoch zunächst zwingend
der Rat eines Steuerberaters bzw.
Rechtsanwaltes einzuholen, da insbe-
sondere die Umstände des Einzelfalls
berücksichtigt werden müssen und
eine genaue individuelle Aufklärung
über die rechtlichen und steuerlichen
Vor- und Nachteile einer vermögens-
verwaltenden Gesellschaft notwendig
ist. Der vorliegende Bericht ist daher
lediglich als Denkanstoss zu ver-
stehen..
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Ein Beispiel

A besitzt ein Depot mit Wertpapieren mit einem Kurswert von 8 Millionen Euro (börsennotierte Wert-
papiere werden mit ihrem Börsenwert bewertet). Dieses Depot verschenkt er (a) direkt an seinen Sohn oder
(b) er verschenkt die Gesellschaftsanteile nach der Einbringung des Depots in eine gewerblich geprägte
GmbH & Co KG.

(a) Depot im Privatvermögen (b) GmbH & Co KG 

Relevanter Wert 8’000’000 8’000’000
. /. Sachlicher Freibetrag 225’000

7’775’000
. /. Bewertungsabschlag 5’053’750
. /. Persönlicher Freibetrag 205’000 205’000
Steuerpflichtiger Erwerb 7’795’000 4’848’750

Steuerklasse I, 23% 1’792’850
Steuerklasse I, 19% 921’262

Differenz + 871’587
Ersparnis in % 48,61


